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In Sachen

Beklagten und Revisionsklägers,

gegen—

40)
| . . . o o o . o . o o . . o u . _. o o . .

Kläger und Revisi0nsbeklagten,

hat der 8. Senat äes Bunde330zialgeriehts auf

die'mündliché VerhandlungVom11. Juni 1964,
an der_mitgewirkt haben '

Senatspräsident S t e n gie l
' als Vorsitzender, ' '

Bundesrichter Dr. N e u hfa uYs 'und
Bundesrich%er P e t e r s e n

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter L o r e n z und
Bundeesozialrichtenn1br. K a y s e r

als e■renamtliehe Richter,

für Recht erkannt:
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Die Revision des Beklagten gegen das Ur—v
teil des Landessozialgerichts Baden—

Württemberg in Stuttgart vom 30.'Novem—
ber 1961 wird'zurückgewiesén.

Die außergeriéhtlichen Kosten des Revi—
siohsverfahrens werden dem Beklagten
auferlegt.

Von Rechts wegen.

G r ü n d e :
___—nu-nu.->-v —-—_-uu———

Der Ehemann der Klägerin Zu 1) und Vater_der Kläger zu 2)

bis 4) war 1940 als Mitarbeiter im früheren Sicherheitsdienst

und SS—Oberstürmführer anläßlich der Umsiedlnng der Bessere—

bien—Deutschen bei dem SS—Umsiedlungekommandoin Semlin
(Jugoslawien) täti g. Im April l94l wu.rde er durch Verfügung

des ReichsSioherheitsheuptamtes Berlin zur Dienststelle des'

Befehlshabers der 310herne1tsp0112e1 und de's SD in 3913 rad
abgeordhét Er war dort Leiter des Flüchtlihgswesens und Ver—
bindung30ffizi'er zur Heeres gruppe F sowie zum Höheren SS» und

Polizeiführer Serbien und zur Hilitärverwaltung. Im November

1944 kehrte er an seinen Wohnsitz Tübingen zurück. Im Juli

194-5 wurde er von der französischen Beeatzungsm30ht aus poli—

tischen Gründen in Haft genommen, wurue in einem Lager in '

Reutlingen interniert und im April 1946 auf Exsuchen der ju—

goslawischen Regierung ale Kriégsverbrecher‚ausgeliefert. Am

22. Dezember1946wurdeer vomMilitärgéricht für die Stadt
Belgrad auf Grund des jugoslawischen Gesetzes über Straftaten

gegen Volk und Stäät vom 15. (25.1?)‚August 1945 zum Tode ver—

urteilt; das Urteil wurde im Januar 1947“vollstreekt. '

„5.—
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Den Antrag vom Mai 1952 auf Gewährung von Hinterbliebenen—

rente auf Grund äeslBundesversorgungsgesetzes (BVG) lehnte

das Versorgungsamt (VersorgA) durch Bescheid vom 1. Sep—
tember 1953 ab, weil der Ehemann der Klägerin zu 1) als

Angehöriger der allgemeinen SS keinen militärischen oder
militärähnlichen Dienst im Sinne des BVG geleistet habe

und die Voraussetzungen der @@2 und 3 BVG nicht vorlägen°

Die Berufung nach altem Recht, die als Klage auf das So—
zialgericht (SG) übergegangen ist, hatte keinen Erfolg
(Urteil des SG vom 180 August 1954), weil die Verurtei—

lung zum Tode und die Hinrichtung nicht ursächlich mit
militärischem oder militärähnlichem DienSt zusammehhänge,

vielmehr mit der Tätigkeit als Parteifunktionär , die we—
der als militärischer_noeh militärähnlicher Die■st anzu—

sehen sei° Die Voraussetzungen des 5 5 Abs. 1 Buchse, &

BVG seien auch nicht erfüllt.

Auf die Berufung der Kläger hat das Ländessozialgerieht
(LSG) Beweis erhoben durch Vernehmung Von Zeugen und Ein—

holung v0n Auskünften sowie Beiziehung von Dokumenten.

DurchUrteil vom30„ November1961hat es dasUrteil des
SG aufgehoben und den Beklagten verpflichtet, den Klägern

ab l° Mai 1952 Hinterbliebehenversorgung zu gewähren. Es

hat im Anschluß an das Urteil des Bundessoäielgerichts

(ese)vom28„September1961(7/9RV594/58)‚eusgefuhrt‚
daß die Auslieferung an Jugoslawien, die gegen das deut—

sche Auelieferungsgésetz verstoßen äebe, zusammen mit der

Durchführung eines militärgerichtlidhen Verfahrens auf
Grund eines erst 1945 geschaffenen jugoslawischen Gesetzes,

die Verurteilung zum Tode auf Grund dieses Gesetzes und

die Vollstreckung der Todesstrafe eine unmittelbare Kriegs—

einwirkung im Sinne von @1 Abs; 2 Buchsto & in Verbindung“

mit @5‚Abs° l Buchst° & BVGäargestellt habe° Der Ehemann
der Klägerin zu 1) habe keine strafbaren Handlungen began—
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gen, deren Uhrechtsgehalt die Sühne äurch die Verhängung der

Todesstrafe nach äeutschen Recht damals nach sich ge203en
hätte. Vielmehr könne nur nachgewiesen weräen, daß er Bei—

sitzer im Standgeriéht gewesen sei, das in zwei Fällen die

Todesstrafe verhängt habe. Es sei aber zu berücksichtigen,

daß gegen seinen Vorgesetzten in der SS— und Polizeidicnet—

stelle,.der gleichzeitig Vorsitzender im Standgericht ge—

wesen ist, nach äeutschem.■echt im Jahre 1953 für seine

‘ Handlungen in Jugoslawien eine Gesamtstrafe von sechs Jahren

und sechs Monaten Zuchthaus verhängt worden sei. Wegen der

grundsätzlichen Bedeutung der Frage, ob vorliegend äer Tod

die Folge einer unmittelbaren Kriegseinwirkung gewesen ist,

hat das LSG die Revision zugelassen.“ ‘ VF ’

Der Beklagte legt Revision ein und beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und

die Berufung zurückzuweisen,

hilfsweise, das angefochtene Urteil auf—

zuheben und die Sache an des Berufungs—
gericht zurückzuverweisen.

VEr rügt ohne nähere Begrünäung eine unrichtige Anwendung des

5 5 Abs„ 1 Buchst. d BVG.

Die Kläger beantragen,

die Revision des Landes Baden—
Württemberg gegen das Urteil des LSG

Baden—Württemberg vom 30. November

1961 zufückzuweieen.

Sie halten das angefochtene Urteil für zntreffend.
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Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und

fristgerecht eingelegt und begründet werden. Das Rechts-

mittel ist zulässig, aber nicht begründet.

Das LSG hat zu Recht entschieden„daß die Ansprüche auf

Hinterbliebenenversorgung nicht aus 5 1 Abs. 2 Buchst. b —
d oder @ 3 BVG hergeleitet werden können. Es hat sie aber

zutreffend auf Grund der @@l Abs.,2 Buchst. a, 5 Abs. 1

Buchst° d in Verbindung mit 5 38 BVG für begründet ersch—
tet.

Das Berufungsgericht ist zu Recht davon ausgegangen, daß

das Urteil des jugoslawischen Militärgerichts für die r

deutschen Gerichte nicht verbindlich ist. Wenn schon die

Urteile gegen Kriegsverbrecher auf Grund des Kontrollrats—

gesetzes Nr. 10 die deutschen Gerichte nicht binden, viel—

mehr nach dem Überleitungsvertrag zwischen den Besatzungs—

nächten und der Bundesrepublik Deutschland vom 30. März 1955
(BGBl II 405) von der bindenden Wirkung ausdrücklich ausge—

nommen sind (BSG 16, 182 ff; 17, 225 ff), so muß dies erst

recht für Urteile Jugoslawiens gelten, weil dieses nicht zu
den Besatzungsmächten gezählt hat und seine Urteile zu kei—

ner Zeit an die Stelle von Urteilen deutscher Gerichte tre—

ten konnten oder Wirksamkeit gegen Deutsche gehabt haben.

Es kann mit_dem Vordergericht unérörtert bleiben, ob das

Verfahren des Militärgerichts die in den Kulturnationen
notwendigen Garantien für den Angeklagten beobachtet hat,

'nämlich hinreichendes rechtliches Gehör und Erforschung des

Sachverhalts einschließlich der für den Angeklagten spre—

chenden Umstände. Denn auf jeden Fall ist das Verfahren
durchgeführt werden auf Grund eines Gesetzes, welches erst

nach_Begehung der angeblichen Straftaten für sie die Todes—

strafe oder lenjährige Freiheitsstrafen bestimmt hatte.
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Dies ist mit den Grundsätzen des Strafrechts und der Straf—

rechtspflege in den Kulturnationén nicht vereinbar. Deshalb

hat das LSG zu Recht_engenommen, das Urteil des jugoslawischen'
Militärgeribhts müsSe hinsichtlich seines Schuldeusspruchs und

der verhängten Strafe nachgeprüft werden.

Das Berufungsgericht hat das jugoslawische Gesetz von 15.

(25. ?) Augu$t1945ausdrücklich festgestellt; Hier30gen\sind,\
wie gegen die übrigen tatsächlichen Feststellungen des Beru—

fungsgerichts, Revisionsrügen nicht erhoben worden, so daß es

nur auf die Anwendung des Gesetzes auf den festgestellten Tat-

bestand.ankommteya '

Das LSGhat hier nicht die Auslieferung allein, obwohl sie
gegen das deutsche Gesetz verstoßen hat, als eine besondere

Gefahr im Sinne des @_5vas. 1 Buéhst. d BVG angesehen, son—
dern nur im Zusammenhang mit der Durchführung des kriegsge—.

richtlichen Verfahrens auf Grund einer nachträglichen Straf—
androhung und der Vollstreckung der Todesstrafe auf Grund des'

gleichen_Gesetzese Damit befindet sich die Vorinstanz in Über-

einstimmung mit dem von ihr angezogenen Urteil des BSG vom

28. September1961,demsich der Senatanschließt.Eskommt
entsprechend dieser Entscheidung des BSG, den beiden anderen

bereits zitierten Urteilen und dem Urteil des Senats vom
13. Februar 1964 (8 RV 1135/61) darauf an, ob die vom LSG

festgestellten Straftaten im Jahre 1946 die Verhängung der
_

Todesstrafe nach deutschem Recht gerechtfertigt hätten. Diese

Frage ist hier zu verneinen. Ir39nd■elche persönlichen Aus—
schreitungen oder gar einen Mord ■at das Berufungsgericht nicht
festgestellt; Lediglich die Beteiligung des Ehemannes der

Klägerin zu 1) als Beisitzer an einem Standgericht, durch
welches zwei Todesurteile verhängt werden sind, hat sich fest—
stellen lassen. Ob das Verfahren dieses Standgerichts bedenk—

lich gewesen ist, läßt sich nicht nachprüfen. Jedenfalls aber‘

hat das Berufungsgericht zutreffend erwogen, daß der Vorsitzen—

de dieses Standgerichts im Jahre 1953 nicht nur wegen dieser
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Tätigkeit, sondern wegen
seines gesamten dienstlichen und

außerdienstlichen Verhaltens — darunter der Beihilfe zum

Mord (Tötung von etwa 4000 jüdischen Frauen und Kinc'iern)
‘und wegen Totschlags in zwei Fällen — zu einer Gesamtstrafe

von sechs Jahren und sechs Monaten Zuehthaus verurteilt
wor—

den ist„ Wenn schon @ieee Straiteten mit einer zeitlichen

und nicht etwa lebenslänglichen Freiheitsstrafe geahndet

worden sind, so konnte das Berufungsgericht ohne Rech?sver—

etoß folgern‚ daß wegen_der weit geringeren Straftaten,

welche dem Ehemann der Klägerin zu 1) nachgewiesen werden

konnten, die Verhängung der Todesstrafe im Jahre 1946 und

ihre Vollstreckung im Januar 1947 nicht als gerechtfertigt,

eonäern zusammen mit der rechtswidrigen Auslieferung als

eine besondere Gefahr im Sinne des 5 5 Abs. 1 Buchst. & BVG

anzusehen sind°

Da sonech das angefochtene Urteil richtig ist, mußte die Re—

vision des Beklagten zurückgewiesen werden.

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 Abs. 1 SGS.
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